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Erwartet uns nach den Verlusten der CSU eine neue Politik in Bayern?

Nach der Wahl ist vor der Regierungsbildung: Auch wenn die CSU ihr schlechtestes
Ergebnis bei einer Landtagswahl in Bayern seit 1950 eingefahren hat, so wird sie doch
weiterhin an der Regierung bleiben. Allerdings ist sie auf einen Koalitionspartner
angewiesen. An der politischen Situation in Bayern wird das jedoch wenig ändern. Die
CSU wird dieselbe rassistische Hetzjagd gegen Refugees und Migrant_Innen weiterhin
betreiben, ebenso wie ihr Geschwafel von einer „deutschen Leitkultur“ beibehalten.
Wie diese viel beschworene „deutsche“ oder auch „bayerische“ Leitkultur aussieht,
kann man sich jedes Jahr auf dem Münchner Oktoberfest ansehen.

Wahrscheinlich ist, dass die CSU am Ende mit den rechts-konservativen „Freien
Wählern“ eine Koalition eingehen wird. Mit dieser Partei haben sie die inhaltlich
größte Übereinstimmung und auch fast die gleiche Wähler_Innenbasis.

Doch nicht nur die Hetzjagd aus der Landesregierung wird unvermindert weitergehen,
gerade dadurch, dass sowohl CSU als auch Freie Wähler beide für schnellere
Abschiebungen in „sichere Herkunftsstaaten“ sind. Gerade die AfD, welche mit 11%
den Einzug in den bayerischen Landtag geschafft hat, wird diesen wie auch schon den
Bundestag sowie die restlichen 14 Landesparlamente in denen sie bereits vertreten ist,
als Bühne für ihre rassistische und nationalistische Hetze gegen Migrant_Innen,
Refugees und Linke benutzen, um sowohl CSU als auch Freie Wähler noch weiter nach
rechts zu drücken. Obwohl die CSU versucht hat, ihre Wähler_Innen zu halten, indem
sie noch rechtere Positionen von der AfD übernommen hat, konnte letztlich nur die AfD
selbst davon profitieren.

 

Warum ist die SPD so krass abgestürzt?

Die größte Verliererin der Landtagswahl in Bayern ist die SPD mit gerade mal 9,6%.
Traditionell ist die SPD bei Wahlen in Bayern sehr schwach, allerdings gelang es ihr in
der Vergangenheit zumindest im zweistelligen Prozentbereich zu bleiben, auch wenn
es auf die Politik in Bayern fast keine Auswirkungen hatte. Doch dieses Ergebnis aus
diesem Jahr ist eine fast schon historische Katastrophe.

Das Ergebnis in Bayern, in den anderen Bundesländern und auch auf Bundesebene
zeigt sehr deutlich, dass die reformistische Politik der SPD im Sinne des Kapitals nur
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eines bedeuten kann: politischen Selbstmord. Soziale Angriffe wie die Agenda 2010-
Reformen oder auch Hartz IV führten dazu, dass breite Schichten der
Arbeiter_Innenklasse verarmt sind und in schlecht bezahlte Jobs wie Leiharbeit,
Werksverträge, Minijobs auf 450 €-Basis usw., abgerutscht sind. Aber auch Teile des
Kleinbürgertums, wie z.B. Selbstständige, sind seit der Wirtschaftskrise von einem
sozialen Abstieg bedroht. Diese Schichten, welche die SPD früher für sich mobilisieren
konnte, wenden sich seit einigen Jahren konsequent enttäuscht von ihr ab. Viele sind
auch Verlierer_Innen der Globalisierung.

Weitere soziale Angriffe wie z.B. der Abbau des Pflegesystems oder auch der Verkauf
von ehemals kommunalem Wohneigentum an private Investor_Innen, welche die
Mieten durch die Decke jagten, taten dabei ihr Übriges. Gerade in den ehemaligen
Arbeiter_Innenvierteln in München, welche einst SPD-Hochburgen waren, musste die
SPD enorme Verluste hinnehmen. Auch aufgrund der immer weiter steigenden Mieten,
welche sich die vormaligen Mieter_Innen nicht mehr leisten konnten und dadurch an
den Stadtrand oder in das Umland verdrängt wurden.

Während die SPD also einen Verrat nach dem anderen an ihrer ursprünglichen
Wähler_Innenschaft begeht, schafft es die AfD mit ihren rechtspopulistischen Slogans
genau diese Menschen einzusammeln. Hier versucht sich die AfD als Partei der
„kleinen Leute“ darzustellen, dabei steht sie mit ihrer neoliberalen, sexistischen und
rassistischen Politik praktisch ganz klar auf der Seite des Kapitals. Enttäuschte und
prekarisierte Arbeier_innen und Selbstständige versucht sie dann damit zu ködern,
indem deren soziale Ängste gegen Geflüchtete und Migrant_Innen ausgespielt werden.
Dadurch entsteht nicht nur Sozialneid sondern auch ein „Wir-gegen-die“ Gefühl,
welches dann der Nährboden ist, auf dem sich dann auch offene Faschist_Innen recht
wohl fühlen. Chemnitz hat uns gezeigt, welche braune Scheiße aus diesem Nährboden
erwachsen kann.

 

Gibt es neue Hoffnung durch die Wahlerfolge der Grünen?

 Die Tatsache, dass die Grünen schon jetzt mit einer Koalition mit der CSU liebäugeln
zeigt uns schon, dass wir von den Wannabe-Ökos nicht viel erwarten können. Dabei
konnten die Grünen ein beachtliches Ergebnis bei der Landtagswahl einfahren. Ganze
17,5% erreichte die einstige Öko-und Friedenspartei, wobei sie sich von diesen
Prinzipien schon seit langem verabschiedet hat. Vom Image der Friedenspartei wurde
sich schon 1999 mit der Zustimmung zum Jugoslawienkrieg verabschiedet. Damit
wollten die Grünen dem deutschen Kapital gleichzeitig ganz praktisch beweisen, dass
man „regierungsfähig“ sei.

Am Image der Ökopartei versuchen sie immer noch fest zu halten, was aber nicht so
ganz gelingt. So waren es die Grünen, welche zusammen mit der SPD in NRW vor zwei
Jahren der Rodung der restlichen 200 m² des Hambacher Forstes durch RWE



zustimmten und auch in Baden-Württemberg, wo ein grüner Ministerpräsident seit
inzwischen sieben Jahren regiert, ist man sich nicht zu schade, vor der Autoindustrie
beim Thema „Fahrverbote für alte, umwelt- und gesundheitsschädliche Dieselautos“
einzuknicken.

In Bayern haben die Grünen ihre meisten Zugewinne übrigens von ehemaligen CSU-
Wähler_innen bekommen, die nicht ganz so weit nach rechts gehen wollten. Dieser
Sprung ist hier auch gar nicht so groß, denn auch die Grünen stehen für eine
rassistische Abschiebepolitik – das Ganze müsse dabei nur möglichst „human“
ablaufen. Wir fragen uns an dieser Stelle, wie man denn ganz „human“
Schutzsuchende in Kriegsgebiete, politische Verfolgung oder Armut zurückschicken
kann.

 

Was macht eigentlich die Linkspartei?

 Ausnahmsweise mal wenig überraschend ist das Ergebnis der Linkspartei in Bayern.
Erst zum dritten Mal angetreten, konnten sie gerade einmal 3,2% holen und
verpassten damit erneut den Einzug in den bayerischen Landtag. Dies hat mehrere
Gründe:

Zum einen ist die Linkspartei in Süddeutschland traditionell schwach (in Bayern wie
auch in Baden-Württemberg kam man selten auch nur in die Nähe der 5%-Hürde), zum
anderen können sie kaum auf Verankerung in der Arbeiter_Innenklasse zurückgreifen.
Letzteres liegt vorwiegend daran, dass die SPD seit Jahrzehnten die Gewerkschaften
unter ihrer politischen wie ideologischen Kontrolle hat und somit eine zweite,
reformistische Partei eigentlich überflüssig ist.

Andererseits hat es die Linkspartei, in Bayern wie auch auf Bundesebene, nicht
geschafft, eine klare und linke Alternative darzustellen, um von der Unzufriedenheit
der breiten Masse der SPD-Anhänger_Innen profitieren zu können. Auch der seit
längerem schwelende Führungsstreit innerhalb der Linkspartei macht diese nicht
gerade attraktiver.

Doch auch die restliche, radikale Linke ist nicht in der Lage, die Leute für sich zu
gewinnen. Neben den üblichen politischen Scharmützeln, welche man sich szeneintern
gerne liefert, ist die (radikale) Linke sowohl in Bayern wie auch im restlichen Land
nicht ansatzweise fähig, sich gemeinsam gegen den gesellschaftlichen Rechtsruck zu
organisieren. Es fehlt dabei an gemeinsamen Aktionen und kontroversen Diskussionen
über die Perspektive der bestehenden Kämpfe.

 

In Bayern gibt`s doch aber gerade auch viele Proteste! Wie können diese
Potentiale für den emanzipatorischen Kampf genutzt werden?



 Dass mit einem Kreuzchen auf dem Wahlzettel alle vier Jahre noch nicht viel erreicht
ist, haben auch in Bayern in den letzten Monaten 10 000 Menschen gemerkt.
Massendemonstrationen gegen die AfD, gegen das neue Polizeiaufgabengesetz oder
gegen Abschiebungen haben gezeigt, dass es etliche Menschen gibt, die bereit sind zu
kämpfen. Auch im Bundesgebiet waren zuletzt in Großdemos wie #Unteilbar oder
gegen die Rodung des Hambacher Forstes mehrere hunderttausend Menschen auf den
Straßen! Wenn wir diese Potentiale nutzen wollen, um tatsächlich etwas zu reißen,
müssen wir diese Kräfte miteinander verbinden. Die Aktionen waren super aber aktuell
auch noch eher symbolisch. Wir brauchen Aktionskonferenzen mit Vertreter_innen
aller Proteste, um eine tatsächliche Bewegung daraus zu starten. Gemeinsam können
wir unsere Kräfte bündeln und auch verhindern, dass sich offen bürgerliche Kräfte
reinzecken und die Proteste für ihre Politik vereinnahmen. Eine solche Bewegung
braucht, um erfolgreich zu sein, eine antikapitalistische Perspektive, denn rassistische
Hetze, soziale Spaltung, die Verschärfung der Repressionsmaßnahmen sowie Klima-
und Umweltzerstörung haben eine gemeinsame Ursache.

Nur ein vereinter Kampf gegen dieses System und seine Auswirkungen kann
letztendlich dazu führen, dass wir nicht nur die Regierung in Bayern und in
Deutschland stürzen, sondern dies kann auch der Auftakt zu einer Gegenbewegung
gegen das System als Ganzes werden. Deshalb rufen wir nicht nur alle Jugendlichen
und jungen Erwachsenen auf, sich an unserem Kampf zu beteiligen, sondern auch alle
anderen Organisationen der Arbeiter_Innenklasse. Nur gemeinsam können wir
erfolgreich sein.


